Gemeinde- und Staatsarbeiter-Verband

Mit Kanonen nach Spatzen schiesst das „Flügelrad". Unser Bruderblatt hat auf einmal das furchtbare Geheimnis entdeckt, dass schon zu verschiedenen Malen in den Kreisen der Strassenbahner und der Gemeinde- und Staatsarbeiter die Frage der Fusion ihrer Verbände „diskutiert" wurde. Diese Erleuchtung benutzt die Redaktion

 zu einer unbedachten und gänzlich überflüssigen Kanonade auf die Leitung des Gemeinde- und Staatsarbeiterverbandes und zu versteckten Angriffen auf die Spitzen des Gewerkschaftsbundes und des Strassenbahnerverbandes. Genosse Allgöwer wettert:

„… Nicht zum ersten Male nahm der Staats-  und Gemeindearbeiterverband, an dessen Spitze Genosse Nationalrat Hermann Greulich steht,  Veranlassung,   zu   versuchen,   die Strassenbahner, d.h. den Strassenbahnerverband, in väterliche Obhut zu nehmen. Damals schon, an der Delegiertenversammlung in Luzern,  wurde  mit aller  Deutlichkeit erklärt, dass die Strassenbahner zuerst Transport- und erst in zweiter Linie Gemeinde- und Staatsarbeiter wären. Man wurde des Liebeswerbens nicht müde, und als die Zeit der Bedrängnis im Staats- und Gemeindearbeiterverband kam, wollte man Rettung beim Strassenbahnerverband versuchen. Obwohl wir schon lange die Vermutung hatten, es werde da irgend ein Techtelmechtel vorbereitet, konnten wir nie einen richtigen Anhaltspunkt erhalten. Trotzdem aus dieser Heirat nichts geworden ist, kann für uns die Angelegenheit nicht als erledigt gelten. Wir fragen uns: War der Leitung des Gewerkschaftsbundes dieses Treiben des Staats- und Gemeindearbeiterverbandes unbekannt? Und wie gedenkt er die A.U.S.T., die Mitglied des Gewerkschaftsbundes ist, so gut wie der Staats- und Gemeindearbeiter verband,  vor Wiederholungen derartiger hinterlistiger Überfälle zu schützen?"

Nachdem die Redaktion des „Flügelrad"' die offizielle Erklärung unseres Verbandspräsidenten gelesen hat, wird sie sich im stillen Kämmerlein selber eingestehen, dass sie aufs „Kalbfell" gefallen ist. Man braucht daher die unbesonnenen Vorwürfe betreffend „Techtelmechtel", „hinterlistige Überfälle" usw. nicht tragisch zu nehmen, aber fragen muss man sich schon, ob es denn wirklich im Interesse einer erfolgreichen Gewerkschaftsarbeit liege, wenn verantwortliche Funktionäre ohne nähere Überprüfung der Sachlage in derart salopper Weise vorgehen und ihre Aufgabe darin zu erblicken scheinen, nach allen Seiten Misstrauen zu säen.

Grundsätzlich ist die Stellung des Strassenbahnerverbandes in seinen Beziehungen zur A.U.S.T. nie unklar gewesen, was den Leitern der letzteren bekannt sein sollte. Mit erdrückender Mehrheit ist jedesmal, wenn aus Mitgliederkreisen die Frage der Fusion mit dem Gemeinde- und Staatsarbeiterverband angeschnitten wurde, festgestellt  worden,  dass  die  Strassenbahner Mitglied der A.U.S.T. sein und bleiben wollen, solange man die

organisatorische Selbständigkeit des Verbandes unangetastet lasse.

Wenn anlässlich von Begrüssungsreden an Delegiertentagen der Gemeinde- und Staatsarbeiter etwa von Vereinigungsmöglichkeiten gesprochen wurde, so können jene Ausführungen nicht als der Willensausdruck

 der Gesamtmitgliedschaft, sondern nur als persönliche Meinungsäusserungen gedeutet werden.

Etwas lebhafter wurde unseres Wissens die Frage in weiteren Kreisen der Strassenbahnerschaft nur einmal behandelt, damals, als die Bestrebungen zur Vereinheitlichung der Eisenbahnerverbände in die Öffentlichkeit traten und zu gleicher Zeit die grösste Sektion des Gemeinde- und Staatsarbeiterverbandes von diesem die Fusion verlangte. Damals wurden Stimmen laut von Strassenbahnern - und auch die Redaktion gab dieser Meinung Ausdruck , dass von einem gänzlichen  Aufgehen  des  Strassenbahner-Verbandes in einer Eisenbahnerorganisation bei den obwaltenden Verhältnissen keine Rede sein könne.  Sollte die A.U.S.T. eine solche Lösung oktroyieren wollen, so gäbe es für unseren Verband wohl nichts anderes,  als vereint mit dem Gemeinde- und Staatsarbeiterverband weiter zu leben. Als aber der Entwurf für ein neues Statut der A.U.S.T. die Selbständigkeit des Verbandes auch für die Zukunft garantierte, fielen jene Erwägungen ohne weiteres dahin,  und  heute ist die Situation so, dass kein Mensch im Strassenbahnerverband an eine Loslösung von der A.U.S.T. denkt.

Um so bedauerlicher ist es, dass die Redaktion des „Flügelrad" eine so durchaus aus Abschied und Traktanden gefallene Angelegenheit zum Ausgangspunkt schwerwiegender Vorwürfe gegen Bruderverbände genommen hat. Hoffentlich schützt sie dieser Reinfall davor, auch später wieder Gespenster zu sehen, wo keine sind!
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